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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Freundinnen und Freunde unseres 
Vereines, 

„Regieren ist die Kunst, Probleme zu schaffen, mit 
deren Lösung man das Volk in Atem hält.“ Diese Er-
kenntnis des amerikanischen Dichters Ezra Pound 
(1885 bis 1972) scheint zeitlos zu sein. Am Beispiel 
der Politik für Menschen mit Behinderung wird das 
besonders deutlich: Wir haben den Artikel 3 un-
seres Grundgesetzes „Niemand darf wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden.“ und wir haben 
die von Deutschland uneingeschränkt akzeptierte 
Behindertenrechtskonvention. In dieser haben Bund 
und Länder den vereinten Nationen versprochen, 
bestehende Gesetze im Hinblick auf die Konventi-
on zu überprüfen und entsprechend zu novellieren. 
Aber auch neue Gesetze nur dann zu erlassen, wenn 
sie mit der Behindertenrechtskonvention in Ein-
klang zu bringen sind. Mit der Unterschrift wurde 
auch versprochen, das Bewusstsein der Gesellschaft 
für die Probleme von Menschen mit Behinderung 
zu schärfen.

In der Praxis ist davon wenig zu spüren. Noch im-
mer werden viele Menschen mit Behinderung dis-
kriminiert, sobald Nachteilsausgleiche in Anspruch 
genommen werden müssen. Menschen ohne Be-
hinderung drohen sofort mit der Justiz, wenn ihre 
Grundrechte angetastet werden sollen. Bei Menschen 
mit Behinderung hat hingegen niemand Skrupel, ih-
nen die Grundrechte streitig zu machen. Schließlich 
hat das in Deutschland Tradition. 

Die Bearbeitung von Anträgen wird durch Anfor-
derung immer neuer Unterlagen verzögert. Dann 
wird ein Bescheid erlassen, der nur einen Teil der 
beantragten Leistung genehmigt. Der zwangsläu-

fige Widerspruch landet wieder in den Mühlen der 
Behörden. Sehr oft wird von der Widerspruchsbe-
hörde der angegriffene Bescheid in großen Teilen 
wörtlich übernommen. Der Eindruck, dass sich die 
Widerspruchsbehörde der Sache gar nicht erst an-
nimmt, ist oft nicht von der Hand zu weisen. Allein 
schon dadurch werden die Bürgerinnen und Bür-
ger ihrer Rechte beraubt. Oft werden dann immer 
noch Klagen vor den Sozialgerichten erforderlich. 
Diese können sich über Jahre hinziehen. Regis-
triert überhaupt noch jemand, dass sich Menschen, 
die auf diesen Weg genötigt werden, in einer Not-
lage befinden?

Alle Welt redet vom Bürokratieabbau. Dort, wo die 
Diskrepanz zwischen Aufwand und „Ertrag“ beson-
ders deutlich ist, dort, wo man großartige Einspa-
rungen erzielen könnte, dort gibt es vermutlich er-
neut keinerlei Bewegung. 

Anscheinend ist man immer noch der Ansicht, dass 
Assistenz von Menschen mit Behinderung als Sta-
tussymbol empfunden wird. Dem ist nicht so. Und 
selbst wenn es solche Einzelfälle gäbe, rechnet sich 
der Verwaltungsaufwand, der erforderlich wäre, um 
solche herauszufischen, auf keine Weise. Oder gilt es 
immer noch, antragstellende Menschen abzuschre-
cken? Will man wirklich mit dieser Methode Men-
schen daran hindern, gesetzlich verbriefte Rechte in 
Anspruch zu nehmen? In diesen Zeiten könnte der 
soziale Frieden verwirklicht werden, ohne dass man 
behinderte Menschen unter Druck setzt und sie in 
Atem hält. 

Behinderung ist ein allgemeines Lebensrisiko. Statt 
diese Menschen mit Leistungsverweigerung und 
Enteignung zu quälen, könnte man bisher damit be-
schäftigte Angestellte, Wissenschaftler, Gutachter 
anderweitig sinnvoll beschäftigen und dort dem Ar-
beitskräftemangel entgegenwirken. Hat die aktuelle 
Koalition die Kraft, der enormen Lobby der Sozial-
konzerne den Paradigmenwechsel abzuringen und 
die Versprechen gegenüber dem Volk und den Ver-
einten Nationen einzulösen?
Noch kurz zum Titelbild:

Diese Szene hat tatsächlich so stattgefunden. Es 
ist erschreckend, dass es Menschen gibt, die sich 
schon wieder (oder immer noch?) getrauen, derlei 
nationalsozialistisches Gedankengut in aller Öf-
fentlichkeit behinderten Menschen entgegenzu-
schleudern.  
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nicht alles ausdörren möge und vor allem keine Be-
hörden- und Assistenzprobleme!

Mit freundlichen Grüßen 

Gerhard Bartz, Vorsitzender

Editorial / Leitartikel

Leitartikel

Es prüfe sich Jede/r, ob genügend Zivilcourage vor-
handen ist, hier zugunsten des angegriffenen Men-
schen einzugreifen. 

In Zeiten, in denen Regierungspolitiker in der An-
wendung von Gesetzen, Verfassungsrechten und Ge-
richtsurteilen Spielräume sehen, werden auch ande-
re Spielräume suchen, finden und ausnutzen. Damit 
werden Türen aufgestoßen, die man vermutlich nicht 
mehr schließen kann.

Eingliederungshilfe-Bescheide unter der Lupe
Warum sich Widerspruch (fast immer) lohnt
Einleitung

„Bescheid ist Bescheid …“ – so heißt es oft, wenn Sozialämter oder überörtliche Träger der Eingliederungs-
hilfe (EGH) ihre Entscheidungen verschicken. Doch Recht und Wirklichkeit klaffen nicht selten auseinander. 
Die Folge: Menschen mit Behinderung erhalten weniger Leistungen als § 99 ff. SGB IX ihnen eigentlich zu-
sichern. In diesem Beitrag zeigen wir,

 •  wie das Hilfeplan-Verfahren abläuft,
 •  wo typische Fehlerquellen liegen,
 •  welche Rechte Betroffene mit Sachleistungen und Persönlichem Budget haben,
 •  welche Urteile Sie kennen sollten und
 •  wie ein praxisnaher Widerspruch bzw. eine Klage aussehen können.

Gesetzlicher Rahmen

 •  § 99 SGB IX – „Leistungen zur sozialen Teilhabe“: definiert den leistungs berechtigten Personenkreis  
  (u. a. wesentliche Behinderung oder drohende Behinderung).
 •  § 113 SGB IX – Bedarfsermittlung: verlangt ein strukturiertes Verfahren und ein individuelles Gesamt- 
  planverfahren (Hilfeplan).
 •  § 8 und § 29 SGB IX – Wahl- und Wunschrecht; Vorrang des Persönlichen Budgets, wenn die leistungsbe- 
  rechtigte Person das will.
 •  § 104 SGB IX – Zielvereinbarung als verbindliche Grundlage für den späteren Bescheid.
 •  § 108 SGB IX – Bescheid Erteilung, Widerspruchs- und Klagefristen.

Vom Hilfeplan zum Bescheid – wo es häufig hakt:

 •  Hilfeplangespräch:
  • Soll interdisziplinär, auf Augenhöhe und mit allen Beteiligten (Leistungsempfänger, Vertrauensper- 
    son, Kostenträger, ggf. Fachdienst) geführt werden.
  • Ergebnis: Protokoll + Bedarfsfeststellung (fachliche Einschätzung).

 •  Zielvereinbarung (§ 104 SGB IX):
  – Muss konkret messbare Ziele, Umfang, Qualität und Dauer der Leistung festhalten.
  – Wird oft zu knapp oder gar nicht erteilt.
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Leitartikel

 •  Bescheid:
  • Muss sich 1:1 an der Zielvereinbarung orientieren.
  • Typische Fehler:
   • Teilbedarfe werden gestrichen („Unterdeckung“).
   • Persönliches Budget wird ohne ausreichende Begründung verneint.
   • Verweis auf Sachleistung, obwohl die/der Leistungsberechtigte Budget wünscht.
   • Pauschale Stundenkürzungen („Budgetdeckel“).

 • Zwei Systeme – große Unterschiede:

 

 

Urteile bestätigen, dass das Wunsch- und Wahlrecht „allein am Willen des Leistungsberechtigten“ 
an knüpft. Eine Ablehnung bedarf besonderer, individuell begründeter Umstände (z. B. Gefährdung
des Selbstverwaltungshaushalts reicht nicht) – BSG, 25.09.2014 – B 8 SO 8/13 R 
(https://openjur.de/u/749056.html).

Persönliches Budget (§ 29 SGB IX)

Geldleistung an Betroffene.

Selbstbestimmung (Leistungen einkaufen, Assistenz 
anstellen).

Flexibel, passgenau, individuell nach eigenem Bedarf 
jederzeit veränderbar.

Verwaltungsaufwendig, aber trägerübergreifend 
möglich.

Sachleistung   

Träger schließt Verträge mit Diensten 

Fremd- bzw. Mitbestimmung. 

Kaum flexibel (Stunden-Raster), Vorgabe vom Trä-
ger meistens Sozialamt.

Verwaltungsfreundlich, wenig Zeitaufwand, 
Träger regelt alles.

Gericht / Az. / Quelle

BSG, 22.03.2012
B 8 SO 30/10 R
https://sozialgerichtsbarkeit.de/node/164081

BSG, 25.09.2014
B 8 SO 8/13 R
https://sozialgerichtsbarkeit.de/node/176113

LSG Nds-HB, 31.07.2015
L 8 SO 273/11
https://dejure.org/2015,LSGNdsHB

SG Karlsruhe, 16.07.2020
S 1 SO 2254/18
https://sozialgerichtsbarkeit.de/node/173897

Kernaussage

Persönliches Budget darf nicht pauschal mit dem 
Hinweis auf „fehlende Wirtschaftlichkeit“ verwei-
gert werden. 

Umfang des Budgets richtet sich nach individuellem 
Bedarf, nicht nach Pauschalen. 

Hilfeplan bindet den Träger; Abweichungen im Be-
scheid erfordern substantielle Begründung. 

Bei Unterdeckung im Bescheid besteht Anspruch auf 
Ergänzungs- oder Neufeststellungsbescheid. 

 • Gerichtliche Praxis – Beispiele



72/2025

N
ic

h
ts

 ü
b
e
r
 u

n
s
 o

h
n
e
 u

n
s
!

Leitartikel

Recherchierte Medienberichte belegen die Praxis: Zum Beispiel in Berlin wurde einer Rollstuhlnutzerin das 
persönliche Budget für 24-h-Assistenz um 30 % gekürzt; nach Widerspruch und SG-Klage wurde die volle 
Höhe nachgezahlt „Budget-Deckel rechtswidrig“, TAZ 14.01.2023. In meinem Persönlichen Fall, wurde das 
Persönliche Budget abgelehnt, und nur Sachleistungen genehmigt. Nachdem ich eine Klage beim Sozialge-
richt eingereicht hatte, wurde dann meinem Wahlrecht entsprochen und das persönliche Budget genehmigt.

 • Was tun bei fehlerhaftem Bescheid?
 • Bescheid prüfen:
  • Stimmen Summe, Stunden, Zeiträume?
  • Sind alle Bedarfe aus dem Hilfeplan übernommen?
 • Widerspruch binnen 1 Monat (§ 84 SGG).
 • Eilverfahren (§ 86b SGG), wenn existenziell (Assistenz, Pflege).
 • Klage zum Sozialgericht bei Zurückweisung.
 • Beispiel Widerspruch

 Absender
 An das Sozialamt …    Datum:

 Betreff: Widerspruch gegen Bescheid vom …, Kz.:

 Sehr geehrte Damen und Herren,
 hiermit lege ich frist- und formgerecht Widerspruch gegen den o. g. Bescheid ein.

 Begründung

  • Der Bescheid weicht ohne Begründung vom Hilfeplanprotokoll vom … ab (§ 113 Abs. 2 SGB IX).
  • Die zugesprochenen 4 Assistenzstunden täglich decken meinen im Gespräch festgestellten 
   Bedarf von 8 Stunden nicht (§ 99 SGB IX, § 8 SGB IX – Teilhabegleichheit).
  • Mein Antrag auf Persönliches Budget (§ 29 SGB IX) wurde lediglich mit dem Satz „nicht 
   wirtschaftlich“ abgelehnt. Dies genügt den Anforderungen des BSG (Urteil B 8 SO 8/13 R) nicht.
 Ich beantrage die vollständige Abhilfe und Anerkennung des im Hilfeplan festgestellten Bedarfs.
 
 Mit freundlichen Grüßen

 … (Unterschrift)
 … (Name)

 • Beispiel-Klageschrift

 Wir machen darauf aufmerksam, dass sich nur juristisch erfahrene Antragsteller in ein Klagever- 
 fahren ohne anwaltliche Unterstützung begeben sollten, Denn die Sozialgesetze und das Sozialge- 
 richtsgesetz halten viele Fallstricke bereit, die man kennen sollte.

 An das Sozialgericht …

 Kläger/in: …    Datum:
 Beklagter: Landkreis/Stadt … – Sozialamt

 Gegenstand: Bescheid vom … in Gestalt des Widerspruchs bescheids vom …

 Antrag:
 1. Der Bescheid wird aufgehoben, soweit er Leistungen der Eingliederungshilfe unterbewertet.  
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Leitartikel

  2. Der Beklagte wird verurteilt, den gemäß Hilfeplan ermittelten Bedarf (… Stunden persönlicher 
  Assistenz) im Wege des Persönlichen Budgets zu gewähren.

 Begründung:
 – Unvollständige Bedarfsermittlung (§ 113 SGB IX).
 – Verletzung Wunsch- und Wahlrecht (§ 8 SGB IX).
 – Widerspruch zu BSG-Rechtsprechung B 8 SO 8/13 R.

 Beweismittel: 

 Hilfeplanprotokoll …, 
 Zielvereinbarung …, 
 ärztliche Atteste …  

 (Ort, Datum, Unterschrift)

 • Fazit:

 Eingliederungshilfe-Bescheide sind kein Verwaltungsschicksal. Sie sind überprüfbar und angreifbar. 
 Wer seinen tatsächlichen Bedarf klar dokumentiert, kann sich auf starke Rechtsgrundlagen – allen voran 
 § 99 SGB IX, das Wunsch- und Wahlrecht (§ 8) sowie eine inzwischen umfangreiche BSG-Recht-
 sprechung – stützen. Hilfeplangespräch, Protokoll und Zielvereinbarung sind dabei Ihre „wie tatsächlich
 gebaut“-Pläne: weicht der Träger davon ab, lohnt sich fast immer ein Widerspruch.

Weiterführende Quellen

 • BSG, Urt. v. 25.09.2014 – B 8 SO 8/13 R 
  https://openjur.de/u/749056.html
 • BSG, Urt. v. 22.03.2012 – B 8 SO 30/10 R https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/node/88529/pdf
 • LSG Bayern, Urteil vom 29. 03. 2017 – L 8 SO 32/16 
  https://www.sozialgerichtsbarkeit.de/legacy/196000

Weitere Informationen auf www.Forsea.de

Bei weiteren Fragen können Sie sich gerne an uns wenden.
Susanne Steffgen, Ganderkesee
stellvertretende Vorsitzende ForseA e.V.
susanne.steffgen@forsea.de 

im Juni 2025

Susanne Steffgen




